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Vorwort

Die	EU	steht	vor	großen	Herausforderungen.	Die	Zuwanderung	geflüch-
teter Menschen im Jahr 2015 hat unterschiedliche Interessen der Mit-
gliedstaaten offen zu Tage treten lassen. Migration ist wichtig, besonders 
im Hinblick auf die demographische Entwicklung in den Mitgliedstaaten. 
Deutschland	als	starker	Wirtschaftsstandort	profitiert	in	hohem	Maße	von	
der Freizügigkeit. Von den im Jahr 2015 zugwanderten 2 137 000 Perso-
nen waren rund 45 % Unionsbürger, so das Statistische Bundesamt.

Für Arbeitnehmer, die ihre Freizügigkeit (Art. 45 AEUV) und für Selb-
ständige, die ihr Niederlassungsrecht (Art. 49 AEUV) in Anspruch neh-
men, ist die Zuordnung unter die Rechtsvorschriften nur eines Mitglied-
staats und die Wahrung von Ansprüchen der sozialen Sicherheit von 
beson derer Bedeutung, ebenso wie für Rentenbezieher. Hierbei leisten 
die VOen 883/2004 und 987/2009 seit Oktober 2010 einen wichtigen 
Beitrag. Zwar schaffen sie kein gemeinsames System der sozialen Sicher-
heit, doch gewährleisten sie mit ihrer Koordinierung, dass das Recht auf 
Freizügigkeit wirksam ausgeübt werden kann.

Der EuGH hat sich in den letzten Jahren vermehrt mit dem Anspruch auf 
steuerfinanzierte	beitragsunabhängige	Geldleistungen,	die	unter	Umstän-
den für Unionsbürger ausgeschlossen sind, auseinandergesetzt. Dabei 
verfestigte er seine eher einschränkende Rechtsprechung.

Die war u. a. Anlass für eine Aktualisierung der im Jahr 2013 erschiene-
nen Texte und Erläuterungen zu den VOen 883/2004 und 987/2009. Der 
vorliegende	Text	berücksichtigt	auch	die	seit	der	letzten	Auflage	neu	er-
gangenen

– Änderungsverordnungen (EU) Nr. 1372/2013 vom 13.12.2013 (ABl. 
Nr. L 346/27 vom 20.12.2013 in der Fassung der Berichtigung ABl. 
Nr. L 213/65 vom 12.8.2015) und Nr. 1368/2014 vom 17.12.2014 
(ABl. Nr. L366/15 vom 20.12.2014),

– den Beschluss vom 24.3.2014 über die Unterzeichnung und die vor-
läufige	Anwendung	des	Obereinkommens	über	die	Beteiligung	der	
Republik Kroatien am Europäischen Wirtschaftsraum (ABl. Nr. L 
170/3 vom 11.6.2014) und die Beschlüsse des Gemeinsamen 
EWR-Ausschusses Nr. 17/2014 vom 14.2.2014, Nr. 49/2014 vom 
8.4.2014, Nr. 159/2014 vom 9.7.2014, Nr. 188/2014 vom 25.9.2014, 
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Nr. 26/2015 und Nr. 27/2015 vom 25.2.2015, Nr. 101/2015 vom 
30.4.2015 und Nr. 27/2016 sowie

– den Beschluss des Gemeinsamen Ausschusses EU-Schweiz 
Nr. 1/2014 vom 28.11.2014 (ABl. Nr. L 367/122 vom 23.12.2014).

Berlin, Oktober 2016 Markus Bourauel
Ralf Nagel

Ulrich Petersen
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